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Pakistan spielt eine wichtige Rolle für 
die Stabilität Süd- und auch Zentral-
asiens. Weder eine Lösung des Kasch-
mir-Konflikts noch eine dauerhafte 
Befriedung Afghanistans ist ohne eine 
aktive Rolle Pakistans möglich. Auch 
eine effektive Bekämpfung des inter-
nationalen Terrorismus erfordert die 
enge Kooperation Islamabads. Zugleich 
ist Pakistan das einzige islamische 
Land, das über die Atombombe nebst 
Trägertechnologie verfügt und selbst 
mit großen innenpolitischen Heraus-
forderungen zu kämpfen hat. Auf der 
einen Seite droht eine weitere Islami-
sierung von Politik und Gesellschaft 
und auf der anderen Seite sieht sich 
Präsident Musharraf zunehmendem 
Druck von Kräften ausgesetzt, die eine 
Rückkehr zur Demokratie einfordern.

Als General Pervez Musharraf am 
12. Oktober 1999 mit einem Staats-

streich die Macht an sich riss, setzte 
er die lange Tradition direkter Mili-
tärherrschaft in Pakistan fort. In den 
60 Jahren seit der Staatsgründung 
hatte das Land nur 23 Jahre lang eine 
zivile Regierung. Das pakistanische 
Militär, das in der Bevölkerung einen 
relativ guten Ruf hat, beherrscht nicht 
nur die Politik, sondern auch weite 
Bereiche der Wirtschaft und Gesell-
schaft. Die Militärs und Teile der zivi-
len Elite halten die Armee für die 
einzige Institution, die in der Lage ist, 
das Land zu führen.

Die Armee verdankt ihre Bedeu-
tung der schwierigen Gründungssitu-
ation 1947 und dem anhaltenden 
Konflikt mit Indien um Kaschmir. 
Selbst die vernichtende Niederlage 
1971 gegen Indien, die zur Loslösung 
Ostpakistans als Bangladesch führte, 
konnte die Militärherrschaft nur für 
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Heinrich Kreft | Die Geister, die er rief, wird er nun nicht mehr los … frei 
nach Goethes Zauberlehrling könnte man das Problem der Taliban be-
schreiben, die nicht nur von Pakistan aus in Afghanistan operieren, son-
dern auch die Entwicklung im Land beeinflussen. Die Erwartungen an 
Präsident Musharraf sind groß, aber kann er sie auch erfüllen? 

Zwischen Talibanisierung und Demokratie
Die geopolitische Bedeutung Pakistans wird unterschätzt
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sechs Jahre unterbrechen. 1977 stürz-
te General Zia-ul Haq Premierminis-
ter Sulfikar Ali Bhutto. Zwei Jahre 
später wurde Pakistan aufgrund des 
sowjetischen Einmarschs in Afgha-
nistan zu einem Frontstaat des Kalten 
Krieges. Das Land erhielt umfangrei-
che Militärhilfe der USA und bildete 
mit Hilfe seines Militärgeheimdiensts 
ISI (Inter-Service Intelligence) afgha-
nische Mudschaheddin für den Kampf 
gegen die sowjetischen Invasoren in 
Afghanistan aus. Seitdem verfügt Isla-
mabad über erheblichen Einfluss in 
seinem westlichen Nachbarland.

Schwieriger Nachbar Indien

Seit der Unabhängigkeit Pakistans 
und Indiens steht der Konflikt um 
Jammu und Kaschmir im Zentrum der 
politischen Spannungen in Südasien 
und hat bereits zu mehreren Kriegen 
zwischen den beiden Rivalen geführt.1 
Dieser Streit ist deshalb so heftig, da 
dieses mehrheitlich muslimisch besie-
delte Gebiet von hoher Symbolkraft 
für beide Seiten ist: Für Pakistanis 
geht es um die Identität des Staates als 
Land der Muslime und für Inder sym-
bolisiert das Gebiet die säkulare Ver-
fasstheit der Indischen Union. 

Der pakistanisch-indische Konflikt 
war aber auch immer machtpoliti-
scher Natur. Die Elite Pakistans moch-
te sich nie mit den indischen Hegemo-
nialansprüchen über Südasien abfin-
den. Daher war Pakistan von Anfang 
an bestrebt, sich an auswärtige Mäch-

te – zunächst an die USA und später 
auch an China – anzulehnen. Das 
deutlich kleinere, wirtschaftlich und 
politisch schwächere und militärisch 
klar unterlegene Pakistan entwickelte 
nach der vernichtenden Niederlage 
gegen Indien 1971 ein eigenes Nukle-
arprogramm. Als Indien am 11. und 
13. Mai 1998 insgesamt fünf nukleare 
Sprengsätze zündete und sich zum 
Kernwaffenstaat erklärte, folgte Pakis-
tan auf dem Fuß. Seitdem hat der pa-
kistanisch-indische Konflikt eine nuk-
leare Dimension. 

Das nukleare Gleichgewicht führ-
te aber zu keiner wirklichen Abschre-
ckung, da der Einsatz nichtstaatlicher 
Akteure weiterhin kriegerische Aus-
einandersetzungen zwischen beiden 
Staaten ermöglichte, wie sich in der 
Kargil-Krise von 
1999 zeigte, als pa-
kistanische Kämp-
fer in den indi-
schen Teil Kasch-
mirs einsickerten und von der indi-
schen Armee blutig zurückgeschlagen 
wurden. Nachdem im Dezember 2001 
Terroristen mit Verbindungen nach 
Pakistan versuchten, das indische 
Parlament in Delhi zu stürmen, kam 
es im Sommer 2002 erneut zu einer 
pakistanisch-indischen Krise mit der 
Gefahr einer möglichen nuklearen 
Eskalation, die erst durch massive di-
plomatische Interventionen der USA 
und Großbritanniens entschärft wer-
den konnte. 

1 Heinrich Kreft: Die USA zwischen Indien und Pakistan: Der Versuch der gleichzeitigen Einbin-
dung der verfeindeten Brüder, in: Werner Draguhn (Hrsg.): Indien 2003. Politik, Wirtschaft, 
Gesellschaft, Hamburg 2003, S. 239–257,S. 244 f. Als neueste Literatur siehe die Aufsätze von 
Andreas Rieck, Christian Wagner und Joachim Betz in Aus Politik und Zeitgeschichte (APuZ) 
39/2007, den CRS Report for Congress „Pakistan-U.S.Relations“ vom 24.8.2007, Husain Haqqani: 
Pakistan and the Islamists, Current History, April 2007, S. 147–152; Seth G. Jones: Pakistan’s 
Dangerous Game, Survival, Frühjahr 2007, S. 15–31, Frédéric Grare: Rethinking Western Strate-
gies Toward Pakistan, Carnegie Endowment for International Peace, Washington 2007.

Der Kaschmir-Konflikt barg 
auch die Gefahr einer 
nuklearen Eskalation.
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Der Friedensprozess 
zwischen Indien und Pakistan 
soll nun unumkehrbar sein.

In jüngster Zeit allerdings hat sich 
das Verhältnis zwischen Pakistan und 
Indien deutlich entspannt. Präsident 
Musharraf nahm das Angebot des indi-
schen Premierministers Vajpayee vom 
April 2003 an, die Beziehungen zu ver-
bessern. Im Herbst 2003 verständigten 
sich beide Seiten auf einen Waffenstill-
stand und begannen im Februar 2004 
einen umfassenden Dialog. Seither ver-

handeln beide Sei-
ten über vertrau-
ensbildende Maß-
nahmen im Bereich 
der konventionel-

len und nuklearen Rüstung, über Wirt-
schaftskooperation sowie eine Zusam-
menarbeit bei der Bekämpfung des 
Terrorismus und des Drogenhandels. 
Von großer symbolischer Bedeutung ist 
die Wieder- bzw. Neueröffnung von 
Bahn- und Busverbindungen, vor allem 
die zwischen den beiden Teilen Kasch-
mirs. Beide Seiten haben sich weit von 
den alten Positionen wegbewegt. Im 
April 2005 erklärten Präsident Mus-
harraf und der neue indische Premier-
minister Manmohan Singh den Frie-
densprozess für unumkehrbar. Dieser 
Prozess konnte bisher auch durch An-
schläge in Kaschmir und auf den so 
genannten „Freundschaftszug“, der 
zwischen den beiden Staaten verkehrt, 
nicht gestoppt werden.

Afghanistan und Terrorbekämpfung

Nach dem Rückzug der Sowjetunion 
aus Afghanistan fürchtete Pakistan in 
Kabul eine nationalistische Regierung 
der Paschtunen, die ihre Ansprüche 
auf die Siedlungsgebiete der paschtu-

nischen Brüder in Pakistan erneuern 
und zu diesem Zweck die traditionell 
guten Beziehungen zu Indien wieder 
aufnehmen könnte.2 Um der Gefahr 
einer solchen Einkreisung zu begeg-
nen, verfolgte das pakistanische Mili-
tär das Ziel, in Kabul eine Pakistan-
freundliche Regierung zu installieren 
– auch um für den Fall eines erneuten 
militärischen Konflikts mit Indien an 
strategischer Tiefe zu gewinnen. Zu 
diesem Zweck schuf und unterstützte 
Pakistan seit Anfang der neunziger 
Jahre die islamistischen Taliban mit 
dem Ziel, dem paschtunischen Natio-
nalismus eine religiös-fundamentalis-
tische Ideologie entgegenzusetzen. Als 
die Taliban 1996 in Kabul die Macht 
übernahmen, war Pakistan eines der 
wenigen Länder, das die neue afghani-
sche Regierung anerkannte. 

Nach den in Afghanistan geplan-
ten Anschlägen vom 11. September 
2001 sah sich Islamabad allerdings 
gezwungen, seine ehemaligen Schütz-
linge in Afghanistan aufzugeben und 
sich an der Seite der USA an der Be-
kämpfung des transnationalen Terro-
rismus zu beteiligen. Aus geostrategi-
scher Sicht bleibt die Präsenz der USA 
und der internationalen Gemeinschaft 
in Afghanistan für Islamabad von gro-
ßer Bedeutung. Bei einem Abzug be-
fürchten Pakistans Strategen einen 
neuen Schulterschluss zwischen 
Kabul und Delhi und die Einkreisung. 
Daher verfolgt man in Islamabad mit 
größtem Misstrauen, dass Indien in 
Afghanistan eine große Zahl von Kon-
sulaten insbesondere in der Nähe der 
pakistanischen Grenze errichtet hat. 

2 Seit seiner Unabhängigkeit war Pakistan mit Gebietsansprüchen Afghanistans auf Teile der 
Nord-West-Grenzprovinz konfrontiert, deren Anschluss an Pakistan durch ein Referendum vom 
Juli 1947 von Kabul nie akzeptiert wurde. Darüber hinaus erkannte das mehrheitlich von Pasch-
tunen besiedelte Afghanistan die von den Briten gezogene Durand-Linie nicht als Grenze zu 
Pakistan an, da sie das Siedlungsgebiet der Paschtunen durchtrennte. 
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Aufgrund derartiger Ängste erschei-
nen Vorwürfe an die Adresse Islama-
bads plausibel, dass man dort nicht 
bereit sei, die Taliban-Karte vollstän-
dig aus der Hand zu geben. 

Die Beziehungen zwischen Islama-
bad und Kabul sind aktuell insbeson-
dere auf afghanischer Seite von tiefem 
Misstrauen geprägt. Die Regierung 
Karzai wirft Pakistan vor, die Neu-
gruppierung der Taliban nach ihrer 
Niederlage und Flucht auf pakistani-
schem Territorium zugelassen zu 
haben und ihre Infiltration nach Af-
ghanistan nicht zu unterbinden. Die 
Rückzugs- und Nachschubgebiete der 
neuen in Afghanistan operierenden 
Taliban liegen vor allem in den selbst-
verwalteten Stammesgebieten (FATA) 
entlang der pakistanisch-afghanischen 
Grenze. Auf internationalem Druck 
führten die pakistanischen Streitkräf-
te im Frühjahr 2004 unter hohen eige-
nen Opfern umfangreiche militärische 
Aktionen gegen die militanten Grup-

pen in den FATAs durch. Dort hatten 
sich die traditionellen Stammesstruk-
turen durch den jahrzehntelangen 
Einfluss religiöser Extremisten zu-
nehmend radikalisiert. Islamistische 
Gruppen betrieben in den Stammes-
gebieten von Nord- und Südwaziris-
tan und den angrenzenden Gebieten 
der nordwestlichen Grenzregion eine 
Politik der Talibanisierung, die von 
einigen inzwischen als Bedrohung für 
Pakistan selbst gesehen wird.

Gewaltbereiter Islamismus

Im Grenzgebiet zu Afghanistan hat ein 
expansiver, in hohem Maße gewaltbe-
reiter Islamismus Fuß gefasst, der sich 
am Vorbild der afghanischen Taliban 
orientiert. Diese Talibanisierung hat 
über die zahlreichen religiösen Schu-
len (Madrassas) inzwischen auch auf 
die Großstädte Pakistans übergegrif-
fen, wie die monatelange Auseinander-
setzung um die Rote Moschee im Zen-
trum Islamabads im vergangenen Som-

Musharraf-Anhänger nach den Präsidentschaftswahlen im Oktober: Der General sichert mit allen Mitteln seine Macht
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Die Islamisierung des Landes 
wird zur Legitimierung des 
eigenen Regimes genutzt.

mer gezeigt hat. Der blutigen Erstür-
mung der Moschee folgten viele 
Anschläge gegen die pakistanischen 
Sicherheitskräfte im ganzen Land. Es 
muss davon ausgegangen werden, dass 
sich die Auseinandersetzungen zwi-
schen islamistischen und säkular-libe-
ralen Kräften in den kommenden Jah-
ren noch weiter zuspitzen werden. 

Hier geht die Saat auf, die vom 
Generalspräsidenten Zia-ul Haq und 
mehreren seiner Nachfolger ein-
schließlich Musharrafs gesät wurde, 
als sie auf eine Islamisierung des Lan-
des setzten, um die Legitimität des ei-

genen Regimes zu 
erhöhen und um 
den Nationalismus 
der Paschtunen, 
der den Zusam-

menhalt des Landes gefährdete, mit 
Hilfe der Religion zu entschärfen. 
Musharraf hat sich wiederholt erst 
durch internationalen Druck zu einem 
rigideren Vorgehen gegen radikal-isla-
mistische Organisationen bereitgefun-
den – z.B. nach den blutigen Anschlä-
gen in London vom 7. Juli 2005, als 
die Spuren der Attentäter nach Pakis-
tan führten, und bei den jüngst in 
Deutschland vereitelten Anschlägen. 
Sein Dekret, die 50 000 bis 80 000 
Madrassas in Pakistan den gleichen 
Kontrollen wie staatliche Bildungsein-
richtungen zu unterwerfen, wurde 
auch nur halbherzig durchgesetzt. 

Die Gefahr einer Talibanisierung 
ganz Pakistans, die oft beschworen 
wird, ist allerdings nicht sehr hoch, 
weil insbesondere in den beiden 
wichtigsten Provinzen des Landes – 
Punjab und Sindh – die säkularen 
Gegenkräfte stark genug sind, um die 
Islamisierung nicht außer Kontrolle 
geraten zu lassen. Die gemäßigten, 

politisch aktiven Islamisten haben 
dem Dschihad als Mittel der Außen-
politik inzwischen abgeschworen und 
versuchen ihre Ziele innerhalb des 
bestehenden Gesetzesrahmens zu 
erreichen. 

Allerdings ist es wichtig, die weite-
re Talibanisierung der paschtunischen 
Randgebiete zu stoppen und möglichst 
rückgängig zu machen, um die von 
dort ausgehende Destabilisierungsge-
fahr für Pakistan und Afghanistan zu 
beseitigen. Der Schlüssel zur Befrie-
dung der grenznahen Stammesgebiete 
liegt in deren wirtschaftlicher Ent-
wicklung und politischer Integration. 
Dieses ist von der pakistanischen Re-
gierung und der internationalen Ge-
meinschaft, die inzwischen erhebliche 
Mittel dafür bereitgestellt hat, erkannt 
worden. Doch wie auf der anderen 
Seite der Grenze im Süden und Osten 
Afghanistans werden auch hier die 
entsprechenden Entwicklungsprojek-
te durch die schlechte Sicherheitslage 
beeinträchtigt. 

Re-Demokratisierung 

Hatte Präsident Musharraf die politi-
sche Bühne Pakistans seit seinem 
Putsch 1999 klar dominiert, steht er 
im Herbst 2007 erstmals vor einer 
ernsthaften Herausforderung durch 
eine heterogene Opposition. Seine 
Entscheidung vom März 2007, den 
politisch unbequemen Richter des 
Obersten Gerichtshofs Iftikhar Mu-
hammad Chaudhry von seinem Amt 
zu suspendieren, hat eine unerwartete 
Massenbewegung für die Unabhängig-
keit der Justiz ausgelöst, die mit der 
dadurch erzwungenen Wiedereinset-
zung Chaudrys zu einer schweren Nie-
derlage Musharrafs geführt hat. Deren 
Folgen sind noch nicht abzusehen. 
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Vieles deutet darauf hin, dass er in den 
kommenden Monaten die Macht mit 
der Opposition teilen muss.

Seine politischen Manöver der 
letzten Monate zielten darauf, so viel 
Macht wie möglich in seinen Händen 
zu behalten. Da seine Amtszeit am 
15. November 2007 endet, hat er sich 
– trotz Protesten der Opposition – am 
6. Oktober von beiden Kammern des 
nationalen Parlaments und den Regio-
nalversammlungen von Punjab, Sindh, 
Nord-West-Grenzprovinz und Balut-
schistan für eine weitere Amtsperiode 
von fünf Jahren wählen lassen. In 
allen Versammlungen – außer der in 
der halbautonomen Nord-West-Grenz-
provinz – verfügt die Musharraf-Par-
tei „Pakistan Muslim League“ über 
komfortable Mehrheiten. Allerdings 
konnte die Opposition, die es für ver-
fassungswidrig hält, dass sich Mus-
harraf als aktiver Oberbefehlshaber 
der Streitkräfte zur Präsidentenwahl 
stellte, einen juristischen Teilsieg er-
ringen. Der Oberste Gerichtshof Pa-
kistans wies zwar die Forderung der 
Opposition nach einer Verschiebung 
der Präsidentenwahl zurück, will aber 
nach der Abstimmung Beschwerden 
gegen die Kandidatur prüfen. So 
könnte Musharraf nach seinem Wahl-
sieg noch disqualifiziert werden. Da 
im Januar 2008 Parlamentswahlen 
stattfinden sollen, wäre eine Wahl des 
Präsidenten durch das neue Parla-
ment ohnehin glaubwürdiger – aber 
ein Risiko, das Musharraf nicht einge-
hen wollte. 

Daher versuchte er der Opposition 
mit dem Angebot entgegenzukom-
men, im Falle seiner Wiederwahl den 
Posten des Oberbefehlshabers der 
Streitkräfte vor der für den 15. No-
vember vorgesehenen Vereidigung 

zum Präsidenten abzugeben. Mit der 
Ernennung des ehemaligen Chefs des 
Militär-Geheimdiensts ISI, Ashfaq 
Parvez Kayani, zum stellvertretenden 
Oberbefehlshaber hat er bereits einen 
Vertrauten als potenziellen Nachfol-
ger positioniert. Zudem einigte er sich 
am Tag vor der Präsidentenwahl mit 
der ehemaligen Premierministerin 
Benazir Bhutto über ihre zukünftige 
Beteiligung an der Macht. Damit bin-
det er die ehemalige Regierungsche-
fin, die am 18. Oktober nach Pakistan 
zurückgekehrt ist, in seine Macht-
pläne ein. 

Eine solche Lösung käme wohl 
auch den Interessen der USA entge-
gen. Washington sieht in Musharraf 
den Garanten für die Stabilität in Pa-
kistan und einen wichtigen Verbünde-
ten im Kampf gegen den islamistischen 
transnationalen Terrorismus. Benazir 
Bhutto, die sich in 
den vergangenen 
Monaten häufig in 
den USA aufgehal-
ten hat, wird von 
Washington auf-
grund ihrer erklärten Ablehnung eines 
militanten Islamismus als natürlicher 
demokratischer Partner Musharrafs 
betrachtet. Mit einer größeren demo-
kratischen Legitimation und der 
Armee im Rücken hoffen nicht nur 
die USA, dass Musharraf die Stabilität 
Pakistans mit seiner wichtigen geo-
strategischen Lage in Süd- und Zen-
tralasien erfolgreich gegen Angriffe 
der Islamisten verteidigt, dass er dafür 
sorgt, dass die pakistanischen Atom-
waffen nebst Raketen nicht in die 
Hände von Terroristen gelangen, und 
dass Islamabad auch seiner Schlüssel-
rolle für die dauerhafte Befriedung 
Afghanistans gerecht wird.

Die Erwartungen an 
Musharraf sind hoch: Er soll 
Stabilität garantieren und 
Terrorismus bekämpfen.


